
Das Obergericht hat gestern 
die Berufung eines Beschuldig-
ten abgewiesen, die Berufung 
der Staatsanwaltschaft jedoch 
teilweise gutgeheissen. 

VON WOLFGANG SCHREIBER 

Die Beratung über ein Berufungsverfah-
ren sollte gestern zwei Stunden dauern. 
Doch das Obergericht musste viel mehr 
Zeit für die Urteilsfindung in Anspruch 
nehmen. Für einen juristischen Laien 
war die Ausgangslage sowieso ver-
trackt. Wer soll in diesem Berufungsfall 
recht bekommen? Sowohl Verteidiger 
Werner Greiner, Zürich, als auch die 
Schaffhauser Staatsanwältin Monika 
Jehli waren mit einem vom Kantonsge-
richt am 31. Oktober letzten Jahres ge-
fällten Urteil (die SN berichteten am  
1. November 2013) nicht einverstanden. 
Aus diametral entgegengesetzten Grün-
den. Der Verteidiger verlangte Frei-
spruch. Die Staatsanwältin hingegen 
forderte eine Verurteilung mit deutlich 
höherer Strafe. Die Profis vom Oberge-
richt mussten sich gestern viel Zeit für 
die Beratung nehmen. Angekündigt war 
die Urteilsverkündung um 14 Uhr, nach 
zwei Stunden Beratung. Doch die Bera-
tung dauerte bis in den Abend. 

Das Obergericht in der Besetzung 
Arnold Marti (Präsident), Cornelia 
Stamm Hurter, Marlis Pfeiffer und Ayse 
Cetin-Bas als Obergerichtsschreiberin 
hatte gestern Vormittag den Fall eines 

jungen Algeriers, welchem Beteiligung 
an einem Raub auf dem Parkplatz beim 
Einkaufszentrum Herblingen und ein 
rechtswidriger Aufenthalt zur Last ge-
legt werden und der deswegen vom Kan-
tonsgericht verurteilt wurde, erneut zu 
bewerten. Das Obergericht folgte dem 
Kantonsgericht. Es befand, «die Beru-
fung des Beschuldigten wird abgewie-
sen. Die Berufung der Staatsanwalt-
schaft wird teilweise gutgeheissen.»

Opferbefragung nicht möglich
Das Obergericht hat den Tather-

gang nicht noch einmal aufgerollt. Es 
hat aber die geschädigte Frau als 
Belastungs zeugin zur Verhandlung 
aufgeboten. Jedoch erschien diese ges-
tern vor Obergericht 
nicht. Sie legte ein Arzt-
zeugnis vor, das begrün-
det, sie sei nicht fähig 
für eine Einvernahme. 
Der Verteidiger sagte, 
er hätte die Belastungs-
zeugin befragen wollen. 
Das Obergericht zog 
sich darauf zu einer kur-
zen Beratung zurück 
und fand danach, dass 
die Verhandlung auch 
ohne die Belastungszeu-
gin fortgesetzt werden könne.

Verteidiger Werner Greiner wie-
derholte in seinem Plädoyer wie 
schon vor Kantonsgericht, dass der 
Angeklagte beim Raub nicht dabei ge-
wesen sei. Das Kantonsgericht habe 
einzig und allein auf die Aussagen der 
Belastungszeugin abgestellt. Deren 

Aus sagen seien aber nicht verwert-
bar, wenn nicht mindestens einmal 
die Möglichkeit bestehe, dass der An-
geklagte oder sein Verteidiger der 
Zeugin Fragen stelle. Der Verteidiger 
verwies zur Unterstützung des 
 «Konzepts der  Konfrontation» dabei 
auf Bundes gerichtsurteile und auf 
Urteile der Strassburger Richter. Die 
Rechtsstaatlichkeit müsse gewahrt 
bleiben.

Staatsanwältin Monika Jehli be-
tonte in ihrem Plädoyer, der Ange-
klagte habe vor Kantonsgericht ein 
faires Verfahren erhalten. Ausser der 
Zeugin haben Indizien vorgelegen, die 
bewiesen, dass der Angeklagte die Tat 
begangen habe. Sein Vergehen, der 

Raub, aber sei als «mit-
telschwer» zu beurtei-
len und nicht, wie das 
Kantonsgericht es getan 
habe, als «eher leicht». 
Angesichts des Vorstra-
fenregisters des Ange-
klagten sei eine höhere 
Strafe auszusprechen. 
Sie beantragte 24 Mo-
nate Gefängnis. In ers-
ter Instanz war der 
Mann zu 16 Monaten 
verurteilt worden.

Das Obergericht hat ihrem Antrag 
stattgegeben und den Angeklagten zu 
24 Monaten Freiheitsstrafe verurteilt. 
An diese Strafe werden 378 Tage Un-
tersuchungs- und Sicherheitshaft an-
gerechnet. Zur Sicherung des Straf-
vollzugs bleibt der Beschuldigte in Si-
cherheitshaft.

Obergericht Raub, Hehlerei, Diebstahl, rechtswidriger Aufenthalt

Höhere Strafe für Raubüberfall

Mit dem Konzil von Konstanz 
kam die grosse Wende in  
der Geschichte Schaffhausens. 
Das verdeutlichte Stadt-
archivar Peter Scheck in 
einem Vortrag.

VON MARTIN EDLIN 

Nicht gerade vor den Toren, aber in un-
mittelbarer Nähe Schaffhausens fand 
zu Beginn des 15. Jahrhunderts das 
Konzil von Konstanz statt. Zwar liegt 
dessen historische Bedeutung vor-
nehmlich in der Überwindung des da-
maligen Schismas: Es gab, als vor ge-
nau 600 Jahren die höchsten weltlichen 
und kirchlichen Würden- und Macht-
träger aus ganz Europa an den Boden-
see reisten, gleich drei Päpste bezie-
hungsweise Gegenpäpste. Aber das 
Konzil veränderte doch ebenso und wie 
kaum ein anderes Ereignis die Ge-
schichte unserer Stadt (die damals 
noch nicht den Zusatz «Munot» tragen 
konnte): Diese wurde 1415 freie Reichs-
stadt und damit von der österreichi-
schen Herrschaft befreit. Ein zwar ver-
ästeltes, aber immer wieder zur Mitte 
findendes Bild dieser turbulenten Ge-
schichte unter dem Titel «Schaffhau-
sen und das Konzil von Konstanz» 
zeichnete der Stadtarchivar und pro-
movierte Historiker Peter Scheck am 
für dieses Semester letzten Vortrags-
abend des Historischen Vereins des 
Kantons Schaffhausen in der Rathaus-
laube vor gut gefüllten Zuhörerreihen.

Es war ein geradezu geopolitisches 
Gezerre, bis das Konzil zu Konstanz die 
drei rivalisierenden Päpste Gregor XII., 
Benedikt XIII. und Johannes XXIII., die 
jeweils von verschiedenen Herrschern 
in Europa in ihrem Amtsanspruch unter-
stützt wurden, zum Rücktritt bewegen 
konnte und mit der Wahl von Martin V. 
zum neuen und alleinigen Papst nach 
vier Jahren seinen Abschluss fand. Als 
der frischgebackene Pontifex samt gros-

sem Gefolge auf der Fahrt nach Rom in 
Schaffhausen nicht nur haltmachte, son-
dern mit feierlichen Pomp empfangen 
wurde und sogar hier übernachtete, war 
es jedoch nicht das erste Mal in jenen 
Jahren, dass die Schaffhauser einen 
Papst beherbergten. Zuvor war nämlich 
bereits Johannes XIII. gekommen – ver-
kleidet als Stallknecht und auf der vom 
Österreicher Friedrich IV., dem Herzog 
«mit den leeren Taschen», begleiteten 
Flucht. Über diese höchst empört, ver-
hängte Sigismund als römisch-deut-
scher König die Reichsacht über den 
Herzog und stellte dessen vorderöster-
reichischen Gebiete unter unmittelbare 
Reichshoheit, was Schaffhausen zur 
freien Reichsstadt machte.

Peter Scheck brachte durch proji-
zierte Darstellungen aus jener Zeit und 
mit gut konturierten Charakterisierun-
gen der Protagonisten des damaligen 
Geschehens viel Farbe in die Nach-
zeichnung der nicht ganz unverworre-
nen Ereignisse vor und während des 
Konzils. Dass er minutenlang aus Ori-
ginalquellen vorlas, welche das Leben 
im zur Konzilsstadt gewordenen Kons-
tanz und die Fahrt von Papst Martin V. 
vom Bodensee nach Schaffhausen 
schildern, trug allerdings weniger zur 
Klärung von Sachverhalten als zu einer 
rein phonetischen Abwechslung bei. 

Der Tag, an dem der Papst in Schaffhausen war

Schaffhausen und das Konzil von Konstanz: Peter Scheck vor einer zeitgenössischen Darstellung. Bild Selwyn Hoffmann

«Ich war sehr gerne Präsidentin, auch 
wenn dieses Amt aufwendig ist und 
nicht immer ganz leicht wog», sagte 
Dr.  Britta Leise an der im Kantonsrats-
saal abgehaltenen Generalversamm-
lung des Historischen Vereins des 
Kantons Schaffhausen, bevor sie die 
Geschicke des Vereins in die Hände 
ihres Nachfolgers Richard Ammann 
übergab (siehe «Kopf der Woche» in 
den gestrigen SN). 

Der pensionierte Kantonsgeometer 
war bereits vor einem Jahr gewählt 
worden, wollte jedoch das Amt aus pri-
vaten Gründen erst jetzt übernehmen, 
sodass Britta Leise ein weiteres Präsi-

dialjahr ad interim anhängte. Über 
dieses legte sie nun letztmals Rechen-
schaft ab und durfte dabei mehrmals 
ein «erfolgreich» beifügen. 

Das gilt für die fünf mit insgesamt 
rund 450 Zuhörerinnen und Zuhörern 
gut besuchten Vorträge, für die vier 
 Exkursionen, für die Publikationen (vor 
allem für den in Deutsch und Englisch 
herausgegebenen «Historischen Stadt-
führer», von dem bereits insgesamt 
4500 Exemplare verkauft wurden) oder 
auch für den Mitgliederbestand (649), 
der zwar eine kleine Einbusse erlitten 
hat, den man aber mit einem neuen 
Flyer wieder zu stärken hofft. 

In guter Verfassung sind auch die 
Finanzen: Quästor Markus Furrer prä-
sentierte eine Rechnung, die bei 82 464 
Franken Einnahmen und 79 112 Fran-
ken Ausgaben einen Gewinn von 4353 
Franken und in der Bilanz ein Vereins-
vermögen von über 128 000 Franken 
ausweist. Nicht überraschend also 
 Furrers Sicht auf den Verein, «der sehr 
gesund und handlungsfähig ist». Der 
Mitgliederbeitrag für 2014 bleibt denn 
auch bei 70 Franken unverändert. 

Die Aussichten sind ebenso vielver-
sprechend, wenigstens mit Blick auf die 
kommenden Publikationen (im Herbst 
erscheinen die nächsten «Schaffhauser 

Beiträge zur Geschichte») sowie auf die 
geplanten Exkursionen, besonders auf 
die zweitägige ins Neckartal zwischen 
Ludwigsburg und Heidelberg, für die 
Vorstandsmitglied Dr. René Specht 
warb («es sind noch einige wenige 
Plätze frei»). «Ich übernehme einen gut 
aufgestellten Verein», stellte folglich 
Richard Ammann fest, der Britta Leise 
– sie verbleibt im Vorstand – für die 
 «effiziente und zielstrebige Vereinsfüh-
rung» dankte und ihr «hohe Fach-
kompetenz» attestierte. Die Anerken-
nung fand mit lang anhaltendem 
 Applaus der Vereinsmitglieder herz-
liche Bestätigung. (M. E.)

Jahresversammlung des Historischen Vereins Stabübergabe von Britta Leise an Richard Ammann

Die Gemeinden wollen einen 
Verband gründen, um ihre Inte-
ressen gegenüber dem Kanton 
besser vertreten zu können.

Rechtzeitig vor der kantonalen Abstim-
mung vom 18. Mai über die Struktur-
reform im Kanton bringen sich die 
 Gemeinden beziehungsweise ihre Spit-
zen in Stellung. Sie wollen den «Ver-
band der Gemeindepräsidentinnen  
und Gemeindepräsidenten des Kan-
tons Schaffhausen – Die kommunale 
Stimme» gründen. Die Stossrichtung 
des Verbands ist in den «Leitgedanken 
zur Verbandspolitik», die den SN vor-
liegen, wie folgt formuliert: «Wahrung 
der Gemeindeinteressen gegenüber 
dem Kanton (Die Stimme der Gemein-
den)». Gegenüber dem Kanton will der 
Verband wenn nötig «hart in der Sache 
und fordernd im Ton» auftreten.

In den Leitgedanken werden auch 
verschiedene Grundsätze des Ver-
bands formuliert. So will dieser partei-
politisch neutral sein und sich auf die 
Wahrung der Interessen der Gemein-
den gegenüber dem Kanton beschrän-
ken. Er will nur zu Fragen Stellung 
 beziehen, die das ganze Kantonsgebiet 
betreffen und sich nicht instrumen-
talisieren lassen. Bestehen unter den 
 Gemeinden unterschiedliche Interes-
sen, so will der Verband den Ausgleich 
suchen und sich gegen aussen zurück-
halten.

Verschiedene Grundsätze betreffen 
das Verhältnis Kanton – Gemeinden. 
Einige wurden offenbar als Reaktion 
auf aktuelle Konflikte in die Leitgedan-

ken aufgenommen. So heisst es etwa: 
«Der Verband setzt alles daran, den 
Grundsatz der fiskalischen Äquivalenz 
durchzusetzen: Wer befiehlt, bezahlt – 
wer zahlt, befiehlt.» Dieser Passus 
dürfte sich direkt auf die Auseinander-
setzungen einzelner Gemeinden mit 
der Kindes- und Erwachsenenschutz-
behörde wegen der Übernahme der 
Kosten von Fremdplatzierungen bezie-
hen. Und ein weiterer Abschnitt nimmt 
schon einmal klar Stellung zur Frage 
«Ein Kanton – eine Verwaltung» in der 
Konsultativabstimmung vom 18. Mai: 
«(Der Verband) orientiert sich am 
Grundsatz der Subsidiarität und wider-
setzt sich Zentralisierungen (Kantona-
lisierungen), solange die Gemeinden in 
der Lage sind, eine Aufgabe wirkungs-
voll und wirtschaftlich zu erfüllen. Er 
ist stets offen für Aufgabenteilungs-
projekte.» Und es wird klar gesagt, 
was der Verband vom Eingreifen des 
Kantons hält: «Der Verband weist dar-
auf hin, dass eine starke operative Ein-
flussnahme durch den Kanton demoti-
viert und die Verantwortlichkeiten 
verwischt.»

Hansruedi Schuler als Präsident
Der Verband soll am 19. März in 

Schleitheim gegründet werden. Als 
Präsident wird Hansruedi Schuler, Ge-
meindepräsident von Beringen, vorge-
schlagen. Weitere Vorschläge für den 
Vorstand sind: Philippe Brühlmann 
(Thayngen), Claudia Eimer (Stein am 
Rhein), Thomas Feurer (Schaffhausen), 
Fredy Kaufmann (Löhningen), Eveline 
König (Ramsen) und Alfred Neukomm 
(Hallau). (ek)

Gemeindepräsidenten: 
Kampfansage an den Kanton
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Angekündigt war 
die Urteilsverkün-
dung für 14 Uhr, 

nach zwei Stunden 
Beratung. Doch die 
Beratung dauerte 
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